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Antrag 

der Abgeordneten Maritta Böttcher, Dr. Ludwig Elm und der Gruppe der PDS 


Zielgerichtete Ausbildungsförderung - Grundlegende Reform der Studienfinanzierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) wurde 
1971 von allen Parteien des Deutschen Bundestages ver- 
abschiedet und enthielt in seiner Begründung drei Prämis- 
sen: erstens, daß die Eigentums- und Einkommensverhält- 
nisse bildungsdiskriminierend wirken; zweitens, daß es 
dem Sozialstaatsgebot entspricht, hier einen strukturpoli- 
tischen Nachteilsausgleich zu schaffen und drittens, daß 
diese Politik keine Variable von ökonomischen Konjunktu- 
ren und Beschäftigungsprognosen sein kann. 

2. Die Sozialstatistik des Hochschulzugangs, wie sie sich ins- 
besondere der 12., 13. und 14. Sozialerhebung des Deut- 
schen Studentenwerks (DSW) entnehmen läßt, dokumen- 
tiert im augenfälligen Widerspruch zur herrschenden 
Politik den wachsenden Handlungsbedarf auf diesem Ge- 
biet: in den letzten zehn bis 15 Jahren ist die Verteilung von 
Bildungschancen in weitaus stärkerem Maße als in den 70er 
Jahren wieder eine Variable von Einkommens- und Sta- 
tusverhältnissen der Elternhäuser sowie der Geschlechts- 
zugehörigkeit geworden. Im Jahre 1994 ging die BAföG- 
Gefördertenquote mit 27,7 % auf den Stand von 1989 
zurück. Diese Tendenz ist darauf zurückzuführen, daß es 
seit 1992 nicht mehr gelungen ist, den veränderten Ein- 
kommensverhältnissen und Lebenshaltungskosten Rech- 
nung zu tragen. Der Rückgang der BAföG-Quote von 1991 
bis 1994 ist nach der 14. Sozialerhebung des DSW 
hauptsächlich damit zu erklären, daß sich der Anteil der 
Studierenden aus Elternhäusern mit einem Nettoeinkom- 
men bis 3 000 DM deutlich verringert hat. 

3. Wer den ursprünglichen Ansatz des BAföG heute durch 
„Weg-Reformieren" seiner Substanz in Frage stellt, müßte 
zunächst den Beweis antreten, daß entweder die ur- 
sprünglichen Zielsetzungen (Chancengleichheit) erreicht 
sind oder, daß das neue Modell diese Ziele besser durch- 
setzen kann. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung lei- 
stet weder das eine noch das andere. Er bedeutet somit, daß 
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Chancengleichheit im Bildungswesen als politisches Ziel 
nicht mehr handlungsleitend sein soll. 

4. Wie die Entwicklung der Bildungschancen in der Bundes- 
republik Deutschland zeigt, kann der Wirkung strukturel- 
ler Ungleichheit durch zielgerichtete Bildungsförderung 
bis zu einem gewissen Grade gegengesteuert werden, 
wenn sich diese Zielsetzung in der Anlage der Fördermaß- 
nahmen niederschlägt, d. h. sie müssen erstens materielle 
und ideelle Benachteiligungen, die aus sozialer Herkunft 
resultieren, möglichst früh bei persönlichen Bildungsent- 
scheidungen ausgleichen (Schüler-BAföG) und zweitens 
müssen Bildungsentscheidungen dadurch positiv beein- 
flußt werden, daß die Risiken des Bildungsweges indivi- 
duell kalkulierbar sind und dessen Finanzierung keine 
zusätzlichen Nachteile schafft (elternunabhängige Zu- 
schußförderung) . 

5. Die im 18. BAföGÄndG geplante Finanzierung entspricht 
nicht den ursprünglichen Zielen des BAföG, weil sie zu dem 
absurden Resultat führt, daß jene soziale Gruppen, die für 
die Deckung ihrer individuellen Ausbildungskosten auf 
staatliche Unterstützung angewiesen sind, den Hochschul- 
bau und die Forschungsförderung über die eingesparten 
Mittel mitfinanzieren sollen. 

6. Die im 18. BAföGÄndG geplante Finanzierung des BAföG 
sowie die Initiativen in der Hochschulpolitik (Hochschul- 
bau und Forschungsförderung) sind sozial unausgewogen, 
weil damit die Zielsetzung einer auf Chancengleichheit und 
sozialen Ausgleich gerichteten Ausbildungsförderung 
prinzipiell aufgegeben wird. Die Probleme des Hochschul- 
wesens sind nicht zu Lasten bedürftiger Studierender, son- 
dern nur durch eine umfassende Reform lösbar. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- gemeinsam mit den Ländern unter Hinzuziehung der be- 
teiligten gesellschaftlichen Gruppen eine Expertengruppe 
einzurichten, die nach einer ressortübergreifenden Be- 
standsaufnahme ein auf längere Sicht tragfähiges Modell 
zur grundsätzlichen Neugestaltung des Bundesrechts zur 
individuellen Ausbildungsförderung entwickelt; 

- die mit dem Entwurf des 18. BAföGÄndG geplante Ab- 
schaffung des BAföG als Sozialleistungsgesetz zurückzu- 
nehmen, indem der Finanzierungsteil aus dem Entwurf 
herausgenommen wird bei gleichzeitiger Beibehaltung der 
vorgesehenen Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträ- 
ge zum Herbst 1996 bzw. nochmals zum Herbst 1997; 

- die Förderungshöchstdauer nicht an administrativ festge- 
legten Regelstudienzeiten zu messen, sondern den kausa- 
len Zusammenhang zwischen zu langen Studienzeiten und 
strukturellen Problemen überlasteter Hochschulen sowie 
den Zusammenhang von unzureichender Förderung und 
studentischer Erwerbstätigkeit zu beachten - d. h. die För- 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4553 


derungshöchstdauer an den durchschnittlichen Studien- 
zeiten zu orientieren; 

- die weitere Einschränkung des Fachrichtungswechsels so- 
wie der Förderung von Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbau- 
studien zurückzunehmen, da weder eine exzessive Aus- 
nutzung erkennbar ist noch ausreichend Ausbildungs- und 
Berufsberatungsdienste an deutschen Hochschulen vor- 
handen sind und darüber hinaus auf diese Weise flexible 
Reaktionen auf veränderte Arbeitsmarktbedingungen wei- 
ter eingeschränkt werden; 

- alle Sondervorschriften - wie niedrigere Bedarfssätze - für 
Auszubildende in den neuen Ländern zu streichen, da sie 
angesichts der Entwicklung der Lebenshaltungskosten und 
der Mieten nicht mehr bedarfsgerecht sind und den Aus- 
tausch der Studierenden zwischen den alten und neuen 
Ländern einschränken. 

III. Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine Konzeption für 
eine grundlegende Reform der Ausbildungsfinanzierung vor- 
zulegen, die an den Prinzipien Bedarfsgerechtigkeit und 
Elternunabhängigkeit orientiert ist sowie eine soziale Grund- 
sicherung aller Studierenden gewährleistet. Wesentliche Ele- 
mente dabei sind: 

1 . Der Anteil der Bildungsausgaben am Bundeshaushalt ist so 
zu erhöhen, daß eine sozialstaatliche Reform der Studien- 
finanzierung möglich wird, die auf soziale Chancengleich- 
heit ausgerichtet ist, die Familien von den Ausbildungs- 
kosten entlastet, ausländische Studierende in die 
Studienfinanzierung einbezieht und Möglichkeiten des 
Auslandsstudiums verbessert, an der durchschnittliche Stu- 
diendauer und die realen Lebenshaltungskosten Studie- 
render orientiert sind. 

2. Bis zur Einführung einer sozialen Grundsicherung erhalten 
Studierende, deren Eltern kein überdurchschnittliches Ein- 
kommen erzielen, staatliche Förderung bis zur Höhe des 
jeweils aktuellen monatlichen Durchschnittsbedarfs ohne 
Rückzahlungspflicht. Studierende, deren Eltern ein über- 
durchschnittliches Einkommen erzielen, können wählen, 
ob sie ihren Ergänzungsbedarf durch ein staatlich gewähr- 
tes zinsloses Darlehen decken oder ihre Zahlungspflichti- 
gen Eltern in Anspruch nehmen. 

3. Eine am monatlichen Durchschnittsbedarf orientierte Stu- 
dienfinanzierung (derzeit 1 250 DM) wird realisiert durch: 

- einen Sockelbetrag in Höhe von gegenwärtig ca. 
500 DM, der durch eine Bündelung aller ausbildungs- 
bedingten direkten und indirekten Sozialtransfers fi- 
nanziert und an alle Studierenden direkt ausgezahlt 
wird; 

- einen Aufstockungsbetrag bis zur Höhe des gegen- 
wärtigen Durchschnittsbedarfs, der bis einschließlich 
eines elterlichen Durchschnittseinkommens in voller 
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Höhe als staatlicher Zuschuß ohne Rückzahlungspflicht 
auf Antrag zu gewähren ist; 

- die Möglichkeit für Studierende, die aufgrund über- 
durchschnittlichen Elterneinkommens keinen oder nur 
einen gekürzten Aufstockungsbeträg erhalten, ihren 
Ergänzungsbedarf wahlweise durch ein staatlich ge- 
währtes zinsloses Darlehen zu decken oder ihn von 
ihren Zahlungspflichtigen Eltern einzufordern. 

Da sich der Durchschnittsbedarf mit der Dauer des Studiums 
erhöht, wäre eine Staffelung nach Studiendauer und Studi- 
enverlauf zu prüfen. Die Vorschläge zur elternunabhängi- 
gen Studienfinanzierung gelten sinngemäß für Studierende, 
bei denen nach geltendem Recht Partner oder Partnerinnen 
zur Studienfinanzierung herangezogen werden. 

Bonn, den 7. Mai 1996 

Maritta Böttcher 

Dr. Ludwig Elm 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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